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Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s  
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der Firma & Co, GmbH in
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Beklagten, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin 
- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt

gegen

& Co« in Hldie Firma R U H M  Dampf Ziegelei T| 
am //

Klägerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte, 
- Prozeßbevollmächtigtera Rechtsanv/alt Br*

hat der VII* Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 30, Januar 1958 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Glanzmann und der Bundes­
richter Br* Heimann-Trosieny Br* 7/inkelmann; Erbel und 
H. Meyer

für Recht erkannt%

Bie Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 5- Zivilsenats des Oberlandesgerichts in 
Büsseldorf vom 1* März 1957 wird zurückgewiesen*

Bie Beklagte hat die Kosten der Revision zu 
tragen-5

Von Rechts wegen



2 /

Tatbestands

Die Beklagte befaßt eich mit der Reinigung und 
Pflege von Dampfkesseln und mit der Aufbereitung des 
Wassers? mit dem Dampfkessel gespeist werden. Sie belie­
ferte die Klägerin auf Grund eines im Jahre "954 abge­
schlossenen Vertrages laufend mit Lysogen, einem Mittel« 
das dem Kesselv/asser beigefügt wird, um die Bildung von 
Kesselstein zu verhindern«, Die Klägerin gebrauchte das 
Lysogen bei dem in ihrer Ziegelei verwandten, im Jahre 
1906 hergestellten Dampfkessel*

Die Klägerin beanstandete nach einiger Zeit gegen­
über der Beklagten, daß sich trotz des Zusatzes von Ly­
sogen Kesselstein bilde« Darauf erbot sich die Beklagte, 
den Dampfkessel chemisch zu reinigen. Sie schrieb der 
Klägerin am 9» August 1954s

nY/ir bestätigen Ihnen hiermit das heute mit Ihnen 
geführte Telefongespräch betreffs einer chemischen 
Reinigung Ihres Dampfkessels«
Bei dieser Gelegenheit versichern wir Ihnen wunsch­
gemäß, daß durch die von uns vorzunehmende - für 
Sie kostenlose - chemische Reinigung Ihr Kessel 
in keinem Palle irgendwelchen Schaden erleidet bzw« 
das Metall in Mitleidenschaft gezogen wird»”

Die Klägerin erwiderte mit Schreiben vom 10« August
1954?

»Wir bestätigen dankend Ihr Schreiben vom 9* August 
und nehmen davon Vormerkung, daß Sie sich bereit 
erklären, unseren Kessel kostenlos für uns chemisch 
zu reinigen, wodurch unser Kessel unter Garantie 
keinesfalls Schaden erleidet.”
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Die Beklagte reinigte darauf am 22, und 23- August 
1954 den Kessel chemisch; der vorhandene Kesselstein 
wurde aber durch diese .Reinigung nicht völlig entfernt. 
Vom 18c bis 20. September 1954 nahm die Beklagte eine 
zweite Reinigung vor., Beim Ablassen des Lösungsmittels 
stellte sich heraus, daß die Bolzen, mit denen der Kes­
sel auf seinem Fuß befestigt war, und eine große An­
zahl von Hietköpfen angefressen waren; der Kessel selbst 
war undicht geworden und nicht mehr betriebsfähig.

Die Klägerin führt diese Schäden auf die Reinigung 
zurück, bei der nach ihrer Behauptung die Beklagte eine 
sehr scharfe Säure verwandt und diese zu lange im Kessel 
belassen hat«

Die Klägerin hat sich einen neuen Kessel angeschafft 
Die Kosten für diese Anschaffung abzüglich des Schrott­
wertes des alten Kessels sowie den durch die Auswechse­
lung entstandenen Produktionsausfall will sie von der 
Beklagten ersetzt haben* Sie klagt auf Zahlung von 
'I-050,23 DM nebst Zinsen,

Die Beklagte behauptet, sie habe die Reinigung sach­
gemäß durchgeführt und keine Schäden am Kessel angerich­
tet, Die nach der Reinigung festgestellten Beschädigun­
gen hätten vielmehr schon vorher bestanden, seien durch 
Kesselstein verdeckt gewesen und durdi die Reinigung 
nur offengelegt worden*

Das Landgericht hat den eingeklagten Anspruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die Berufung 
der Beklagten gegen das Grundurteil hat das Oberlandes­
gericht zurückgewiesen..
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Mit der Revision * um deren Zurückweisung die Klä­
gerin bittet, erstrebt die Beklagte die Abweisung der 
Klager

Ent sehe i dungsgründei

lo Bas Berufungsgericht legt das im Schreiben vom 9* ''
A%u3t 19154 enthaltene Versprechen der Beklagten dahin aus, 
daß die Beklagte jede mit der Reinigung des Kessels ver­
bundene Gefahr ohne Rücksicht darauf übernommen hat, ob 
ihr ein Verschulden zur Last gelegt werden kann oder nicht» 
Biese Auslegung läßt keinen Rechtsfehler erkennen und 
wird au@h von der Revision nicht angegriffen,

Bas Berufungsgericht geht deshalb mit Recht davon 
auss da.ß die Entscheidung des Rechtsstreits davon ab­
hängt, ob zwischen der Reinigung und den nach ihr aufge­
tretenen Schäden ein Ursachenzusammenhang besteht*

II, Bas Berufungsgericht geht weiter davon aus, die 
Beklagte müsse beweisen, daß die Schaden nicht auf der 
Reinigung beruhten.

Soweit das Berufungsgericht diese Auffassung damit 
begründet, daß der erste Anschein gegen die Beklagte spre­
che, bestehen Bedenken gegen die Ausführungen des Urteils, 
Es mag auf sich beruhen, ob der hier vorliegende Sachver­
halt einen typischen Geschehensablauf darstellt, auf den 
die Regeln des Anscheinsbeweises angewandt werden können. 
Selbst wenn das der ist, ändert sich, wie die Revi­
sion mit Recht bemerkt, nichts an der Bev/eislast, v/eil 
der Anscheinsbeweis in das Gebiet der Bev/eiswürdigung 
gehört und mit der Beweislast nichts zu tun hat.-



111" Das Berufungsgericht hat aber für seine Auffas­
sung, daß die Beweislast die Beklagte treffe, noch 
eine weitere Begründung gegeben«, auf die die Revision 
nicht eingehtv

Das Berufungsgericht führt nämlich auss

Die Beklagte habe durch ihr Garantieversprechen den 
Vorgang der Reinigung ausdrücklich als eigenen Gefahren­
kreis übernommen. Schon deshalb sei es ihre Pflicht, sich 
für Ereignisse innerhalb dieses ßefahrenkreises zu ent­
lasten c Es sei ihr als Fachfirma bekannt gewesen, daß 
bei einer Reinigung auch alte Schäden plötzlich auf ge­
deckt werden könnten« Sie habe sich durch eine Unter­
suchung davon überzeugen können, ob Schäden vorhanden 
seien» Durch ihr Schreiben vom 9« August 1954 habe sie 
bei der Klägerin das Vertrauen erweckt, daß ihr die 
Reinigung des Kessels ohne Gefahr überlassen werden kön­
ne. Wenn die Beklagte die Klägerin über die Möglichkeit 
des Aufdeckens alter Schäden nicht aufgeklärt und sich 
selbst vom Vorhandensein solcher Schäden nicht überzeugt 
habe, könne die jetzt eingetretene Beweisnot nicht zu 
Basten der Klägerin gehen»

Hit diesen Ausführungen leitet das Berufungsgericht 
die Beweislast unmittelbar aus der vertraglichen Rege­
lung ab? es stellt fest, daß nach dem durch Auslegung 
ermittelten Inhalt der Vereinbarung die Beklagte für Schä­
den«, die nach der Reinigung aufträten, einstehen sollte, 
wenn sie nicht nachweise, daß die Schaden nicht durch die 
Reinigung verursacht seien«

Gegen die rechtliche Zulässigkeit einer derartigen 
Vereinbarung, daß die Ungewißheit einer Tatsache zu Lau­
sten einer Partei gehen soll, bestehen keine Bedenken
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l’vg3 - Rosenberg, Beweislast 4- Aufl« S., 86 ff). Eine ver­
tragliche Regelung dieser Art ist gerade bei sog* Garan­
tieerklärungen eines Unternehmers nichts Ungewöhnliches*
So wird vielfach beim Werkvertrag die vom Unternehmer für 
eine bestimmte Zeit nach der Ablieferung übernommene Ga­
rantie dahin verstanden« daß Mängel, die sich in der Ga­
rantiefrist zeigen, als zunächst vom Unternehmer verursacht 
gelten und er für sie einzustehen hat, wobei dem Unter­
nehmer der Gegenbeweis bleibt, daß die Hängel eine andere 
Ursache haben, z*B« durch den Besteller verschuldet sind 
(Staudinger, 10» Auflo § 633 Anm«, 14 a).

Auch im vorliegenden Ball ist die Auslegung des 
Berufungsgerichts, daß die Beklagte die Beweislast über­
nommen habe, rechtlich nicht zu beanstandene Der Wort­
laut der Erklärung mag unmittelbar für diese Auslegung 
nichts ergeben; er steht ihr eher auch nicht entgegen.
Die Auslegung berücksichtigt die beiderseitige Interes­
senlage a Die Beklagte konnte, v/ie das Berufungsgericht 
rechtlich unangreifbar feststellt, die Möglichkeit in 
Betracht ziehen, daß alte Schäden durch die Reinigung 
auf gedeckt würden«, 7/enn sie gleichwohl vor der Reinigung 
weder den Kessel auf Schäden untersucht noch die Klägerin 
auf die Möglichkeit des Vorhandenseins solcher Schäden 
hingewiesen hat, so wird ihr mit der Übernahme der Ver­
pflichtung, nach der Reinigung auftretende Schäden als 
nicht durch die Reinigung verursacht nachzuweisen, nichts 
Ungebührliches zugemutet« Auf der anderen Seite spricht 
alles dafür, daß die rlägerin, die nach dem unbestrit­
tenen Vortrag in der Klageschrift zunächst Bedenken gegen 
die Reinigung hatte und ihr nur mit Rücksicht auf die 
Garantieerklärung der Beklagten zustiirmte, sich nicht 
mit einer Vereinbarung zufrieden gegeben hätte, die ihr 
die Haftung der Beklagten nur für den ?all sicherte, daß



die Klägerin die Ursächlichkeit der Reinigung für auftre­
tende Schäden nachwies«

IV, Danach ist es rechtlich nicht zu beanstanden* daß 
das Berufungsgericht von der Beweislast der Beklagten 
ausgeht. Von diesem Ausgangspunkt gelangt es zu dem Er­
gebnis? daß die Beklagte den ihr obliegenden Bev/eis 
nicht erbracht hat und auch mit den von ihr angebotenen 
Beweismitteln nicht erbringen kann- Im Gegenteil spricht 
nach den Ausführungen des Eerufungsurteils das Ergebnis 
der Beweisaufnahme gegen die Beklagte» Denn der gericht­
lich bestellte Sachverständige hat, wie das Berafungs- 
gericlxt ausführt, eindeutig bejaht, daß die ZerstÖrun- 
gen am Dampfkessel durch die chemische Reinigung ver­
ursacht sind« Ferner verwertet das Berufungsgericht ge­
gen die Beklagte die Aussage des Zeugen äflHHPr der 
für den technischen Überwachungsverein den Kessel von 1936 
bis 1955 regelmäßig untersucht und festgestellt hat, daß 
die nach der Reinigung aufgetretenen Schäden im Zeitr 
punkt seiner Untersuchungen nicht vorhanden waren»

Vc Die Revision greift die Beweiswürdigung des Beru­
fungsgerichts, das von ihm verwertete Sachverständigen­
gutachten und die Zeugenaussagen an. Sie macht geltend, 
das Berufungsgericht habe bei der Beweiswürdigung von 
der Beklagten vorgetragene wesentliche Umstände nicht be­
rücksichtigt und von ihr angebotene Beweise zu Unrecht 
nicht erhoben«

1) Das Berufungsgericht hat alle wesentlichen Bunkte 
des Vorbringens der Beklagten gewürdigt» zu den Ausfüh­
rungen der Revision ist insoweit im einzelnen zu bemer­
ken t
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a) Die Revision beanstandet* das Berufungsgericht 
habe nicht berücksichtigt- daß nicht alle Nieten be­
schädigt gewesen, sondern neben beschädigten auch völlig 
einwandfreie Nieten nach der Reinigung vorgefunden wor­
den seien. V/enn die Schäden durch das von der Beklagten 
gebrauchte Lösungsmittel bewirkt worden wären, hätten- 
aber alle Nieten beschädigt sein müssen. Ferner weist 
sie darauf hin., daß eine Anzahl der Nietköpfe quadra­
tische Löcher aufgev/iesen habe. Diese Schäden könnten 
nicht durch ihr Reinigungsmittel hervorgerufen sein, son­
dern müßten schon beim Einsetzen der Nieten, anso bei 
der Herstellung des Kessels, entstanden sein.

Das Berufungsgericht hat sich mit diesen beiden i
Punkten befaßt.

Es behandelt (S. 8 des Berufungsurteils) den Um­
stand, daß die Hälfte der Nieten und Schrauben keine Be­
schädigung aufwies. Es meint, gerade dieser Umstand spre­
che gegen die Behauptung der Beklagten, daß die Schäden 
an den Nietköpfen auf mechanischer Einwirkung bei der 
Herstellung des Kessels beruhten; denn wenn beim Bau \
des Kessels mit scharfen Werkzeugen gearbeitet worden 
wäre, wäre nicht erklärlich, daß die Schäden nur bei der 
Hälfte der Nieten vorhanden seien. Ob diese Erwägung für 
sich allein hinreicht, kann dahingestellt bleiben. Denn 
das Berufungsgericht führt zur Erklärung dafür, daß nur 
ein Teil der Nieten beschädigt war, dem Sachverständigen 
folgend den weiteren Umstand an, daß die Hauptschaden an 
der Stelle aufgetreten sind, wo das Lösungsmittel der Be­
klagten eingefüllt worden ist, während weiter abliegende 
Stellen weniger Schäden aufweisen. Es verweist weiter da- {
rauf, daß der Sachverständige die Hietköpfe mikroskopisch 
und chemisch hat untersuchen lassen und daß dabei Schäden

f



durch Säureelnwirkung festgestellt worden sind Schließlich 
hat das Berufungsgericht hervorgehoben, daß der Zeuge Rein­
hard den Kessel von 1936 bis 1953 regelmäßig untersucht und 
festgestellt hat, daß die ITietköpfe in dieser Zeit nicht 
beschädigt waren, und erwogen, daß eine Beschädigung 
dem sachverständigen Zeugen nicht hätte entgehen können; 
diese Erwägung hat namentlich Bedeutung gegenüber der 
Behauptung der Beklagten, die Schäden seien teilweise 
schon seit der Herstellung des Kessels vorhanden -

Wenn das Berufungsgericht auf Grund dieser Erwägun­
gen in tatsächlicher Würdigung zu dem Ergebnis gelangt 
ist, die Hietköpfe seien nicht schon bei der Herstellung 
beschädigt worden, ist das rechtlich nicht zu beanstanden.

b) Die Revision verweist darauf, daß nach dem Aus­
zug aus dem Kesselbuch bei den Untersuchungen des Tech­
nischen Überwachungsvereins schon in den dreißiger Jah­
ren gewisse Abrostungen festgestellt worden seien« Darauf 
brauchte das Berufungsgericht nicht einsugehen, weil es 
der Aussage des Zeugen H H I f e o h n e  Rechtsverstoß ent­
nimmt, daß Schäden von der Art, wie sie sich nach der 
Reinigung gezeigt haben, vorher nicht vorhanden waren,

o) Die Revision legt Gewicht auf den Umstand, daß 
es sich um einen sehr alten, im Jahre 1906 hergestell­
ten Kessel handelt. Soweit sie damit sogen will, der Kes­
sel habe schon wegen seines Alters Schäden gehabt, ist 
das unbewiesen; denn das Berufungsgericht hat auf Grund 
der Aussage des Zeugen Bifl^festgestellt, daß die 
Schäden bis zur Reinigung nicht beobachtet worden sind, 
S9\veit ihr Hinweis ergeben soll, daß der Kessel wegen 
seines Alters leichter Schäden durch die Reinigung habe 
erleiden können, ist das Vorbringen unbeachtlich» Das 
Berufungsgericht stellt rechtlich unangreifbar fest, daß



ein durch das Alter des Kessels erhöhtes Risiko der Rei­
nigung von der Beklagten durch ihre Garantie übernommen 
worden ist,

d) Die Revision beanstandet, das Berufungsgericht habe 
nicht aufgeklärt5 ob die Schäden etwa schon vor der Rei­
nigung durch chemische Einflüsse entstanden sein konnten, 
nämlich durch die Einwirkung des von der Klägerin zur 
Speisung des Kessels verwandten sehr aggressiven Y/assers,' 
Das Berufungsgericht verneint diese Möglichkeit, weil 
eine durch das Wasser herbeigeführte Korrosion nur allmäh­
lich gewirkt haben könnte und schon früher hätte auffallen 
müssen. Diese Erwägung ist rechtlich nicht zu beanstanden. 
Sie wird noch dadurch gestützt, daß der Zeuge Biplomchemi- 
ker K ^ J ^ i m  Institut für Y/assertechnologie einen Bolzen 
aus dem Kessel der Klägerin untersucht und festgestellt hat, 
daß der Bolzen nicht durch Korrosion ira laufenden Betrieb, 
sondern durch Saureeinwirkung zerstört worden ist*

e) Das Berufungsgericht bezeichnet es mit Recht als 
unerheblich, ob die Beklagte sonst Kessel chemisch ge­
reinigt hat, ohne daß Schäden aufgetreten sind*

f) Das Berufungsgericht hat berücksichtigt, daß die 
im Kessel noch Vorgefundene Restlösung nach der Analyse 
des Zeugen Kfll^an sich zur Kesselreinigung geeignet 
erscheint und Eisen nicht angreift. Es verweist aber in­
sofern auf die Bekundung des Sachverständigen Schmitt, daß 
nur die obere Schicht der Lösung analysiert worden sei, 
die weniger Säure enthalten habe als der übrige Teil
der zur Reinigung verwandten Flüssigkeit* Diese auf tat­
sächlichen Erwägungen beruhende Beurteilung kann die 
Beklagte in der Sevisionsinstanz nicht angreifen, da,s 
um so weniger«, als sie selbst vorgetragen hatte, daß



bei fortschreitender Reinigung die Säurekonzentration 
des Reinigungsmittels abnehme und die Säure verzehrt 
werde (S> 7 der Berufungsbegründung)*

g) Bas Berufungsgericht hat das von der Beklagten vor- 
gelegte Gutachten Pohle beachtet, wie aus S. 1' des Ur­
teils hervorgeht* Bie aus ihm sich ergebenden Einwendun­
gen der Beklagten sind im wesentlichen schon bei der Er­
örterung der Punkte a) - f) behandelt* Ber Sachverständige 
Polilc bemerkt noch, die Schäden seien vermutlich auch auf 
eine unzweckmäßige Qualität des verwandten Uietmaterials 
zurückzuführen. Soweit daraus eine höhere Anfälligkeit 
gegen Säureeinwirkung folgen solltes läge das im Rahmen 
des Risikos, welches dje Beklagte nach den Feststellun­
gen des Berufungsgerichts übernommen hat.

2) Bie Revision rügt auch zu Unrecht, das Berufungs­
gericht habe von der Beklagten angetretene Beweise nicht 
erhoben,

a) Bie Beklagte meint» das Berufungsgericht habe wegen 
ihrer Einwendungen gegen das Gutachten des Sachverständi­
gen Schmitt ein Obergutachten einholen müssen* Biese Rüge 
ist unbegründet*

Wenn schon die Frage, ob überhaupt ein Sachverstän­
diger herangezogen werden muß, grundsätzlich im pflicht­
mäßigen Ermessen des Gerichts steht, so gilt das erst 
recht von der Einholung.eines Obergutachtens* Eine ver- 
fahronsrechtliche Pflicht hierzu besteht nur ausnahmsweise 
(BGH in KDR 1953, 605); wenn das Gericht das ihm bereits 
vorliegende Bev/eisergebnis als zur Beantwortung der Be­
weisfrage ausreichend ansieht, braucht es weiteren An­
trägen auf Sachverständigenbeweis nicht stattzugeben



(BGH in LM flfr* 7 zu § 286 (E) ZPO)» Pie von der Revision 
angeführte Entscheidung NJ?»r 1951 r 481 besagt nichts an­
deres»

Pas Berufungsgericht hat sich? wie ausgeführt? mit 
den Einwendungen der Beklagten gegen das Sachverständi­
gengutachten befaßt und hält nach dem Ergebnis der be­
reits durchgeführten Beweisaufnahme die Präge> wie die 
Schäden verursacht sind* jedenfalls insoweit für eindeu­
tig beantwortet* daß die chemische Reinigung nicht als 
Ursache ausgeschlossen v/erden kann. Bei dieser Sachlage 
brauchte es ein weiteres Gutachten nicht einzuholen* Pie 
Revision kann auch nicht damit Erfolg haben, daß sie die 
Eignung des Sachverständigen anzweifelt und das Gut­
achten eines Sachverständigen aus dem Gebiet der Chemie 
und Metallurgie fordert« Pas Berufungsgericht weist mit 
Recht darauf hin* daß der Sachverständige Schmitt gera­
de als Gutachter für Reparaturen und Untersuchungen an 
Pampfkesseln bestellt und deshalb für die hier streiti­
gen Prägen zuständig ist* Außerdem hat der Sachverstän­
dige das Uietmaterial im metallografischen Labor des Maz 
Planck-Instituts untersuchen lassen und das Ergebnis 
dieser Untersuchung in seinem Gutachten verwertet*

Aus den vorstehenden Gründen durfte das Berufungs­
gericht die Einholung eines Obergutachtens ablehnen< Es 
kommt deshalb nicht mehr darauf an« ob Bedenken gegen die 
Bemerkung des Berufungsgerichts zu erheben sind, daß die 
Anhörung weiterer Sachverständiger den Beweis der Nieht- 
verursachung nicht erbringen könne« weil bei verschie­
denen Ergebnissen zweier Gutachten nur ein Stand von Mei­
nung und Gegenmeinung erreich*, die Verursachung aber 
nicht geklärt werde*
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b ' Schließlich rügt die Revision, daß das Berufungsge­
richt die von der Beklagten für den Vorgang des Einfüllens 
des Reinigungsmittels benannten Zeugen nicht vernommen hat.

Das Berufungsgericht hat von der Vernehmung mit der 
Begründung abgesehen, es könne bei der Füllung eine falsche 
Mischung der verwandten Flüssigkeiten entstanden sein, die 
Arbeiter der Beklagten würden das natürlich nicht bekunden 
können; weil sie es nicht bemerkt hätten»

Es kann dahingestellt bleiben, ob gegen diese Begrün­
dung Bedenken bestehen- Das Unterlassen der Zeugenverneh­
mung rechtfertigt sich jedenfalls aus Erwägungen«, die das 
Berufungsgericht in anderem Zusammenhang anstellt.

Die Beklagte hatte die Zeugen deshalb benannt«, weil 
der Sachverständige Schmitt ihre Angaben über den Vor­
gang der Füllung angezweifelt und vermutet hatte, daß das 
Reinigungsmittel in einer Teise eingefüllt wurde, die die 
notwendige Durchmischung nicht gewährleistete/ Das Beru­
fungsgericht erörtert diesen Punkt S» 7 des Urteils. Sei­
nen Ausführungen ist zu entnehmen, daß es nach seiner Auf­
fassung auf den Vorgang des Füllens nicht entscheidend 
ankommt * Das Berufungsgericht sagt, es sei möglich v daß 
beim Unfällen ein Fehler gemacht worden sei; es könnten 
aber auch andere Fehler unterlaufen oder die angewandte 
Methode ungeeignet gev/esen sein« Entscheidend sei, daß 
der Sachverständige seine Überzeugung über die Verur­
sachung der Schäden auf die Befunde stütze, die die 
Ortsbesichtigung und die Materialprüfung ergeben hätten« 
Diese Erwägungen sind nicht zu beanstanden« 7/enn das Be­
rufungsgericht mit dem Sachverständigen die entscheiden­
den Schlüsse aus diesen Befunden zieht, so kommt es nicht 
darauf an* ob die Beklagte falsch oder richtig eingefüllt
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hat.. Das wäre bedeutsam* wenn es auf die Feststellung 
eines Verschuldens der Beklagten ankäme5 nach dem vom 
Berufungsgericht ohne Rechtsverstoß ermittelten Inhalt 
der Verpflichtung der Beklagten haftet sie aber schon 
dann« wenn die Schäden auch nur objektiv durch die che­
mische Reinigung verursacht worden sind**

VI o Da die Revisicnsxiigen somit nicht begründet sind 
und das angefochtene Urteil auch sonst keinen die Be­
klagte benachteiligenden Rechtsfehler enthält, muß die 
Revision mit der Kostenfolge des § 97 3PO zurückgewie­
sen werden«

Grlanzraann Heimann-Irosien Dr« Winkelmann Erbel Meyer
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